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11 In einer sich immer stärker sozial und 
kulturell differenzierenden Gesellschaft 
wie der der Bundesrepublik Deutschland 
ist die Frage der politischen Integration 
und der sozialen Teilhabe von zentraler 
Bedeutung für den Zusammenhalt und 
Erhalt der Demokratie. Demokratie be-
deutet die Möglichkeit der gleichen Teil-
habe an den politischen Willensbildungs- 
und Entscheidungsprozessen. Durch  
gleiche Wahlen bestimmen die Bürgerin-
nen und Bürger ihre politischen Reprä-
sentanten, durch politische Beteiligung 
können sie Einfluss auf die Politik neh-
men. Unter politischer Integration ver-
steht man den Prozess, in dessen Verlauf 
sich die Bürgerinnen und Bürger durch 
ihre eigene politische Beteiligung in die 
politische Willensbildung einbringen 
und dadurch sowohl die demokratischen 
»Spielregeln« anerkennen als auch Loya-
litätsbeziehungen gegenüber den politi-
schen Institutionen und Akteuren ent-
wickeln. Demokratie braucht Beteiligung, 
und Beteiligung ohne zivilgesellschaft-
liche Akteure ist kaum denkbar. Wie viel 
Beteiligung nötig ist, bleibt eine offene 
Frage. Die Unterschiede bei politischer 
Beteiligung und der Stärke der Zivil-
gesellschaft zwischen den demokrati-
schen Gesellschaften zeigen, dass es keine 
eindeutige empirische Messlatte dafür 
gibt. Wenn eine Gesellschaft hinter ein 

bereits erreichtes Ausmaß an politischer 
Integration und Partizipation zurückfällt, 
kann dies jedoch als ein Warnsignal für 
die Demokratie gedeutet werden. Ebenso 
können große soziale und regionale Un-
terschiede in der Beteiligung der Bürge-
rinnen und Bürger an der Politik darauf 
verweisen, dass eine gleichmäßige Integ-
ration in die Politik nicht gelingt. Treten 
soziale Disparitäten in der Beteiligung 
auf, ist ein Grundprinzip der Demokratie, 
das der politischen Gleichheit, verletzt. 

Die Debatten über die »Mitglieder-
krise« von Großorganisationen wie Par-
teien und Gewerkschaften, über Politik- 
und Parteienverdrossenheit sowie über 
sozial bedingte politische Ungleichheit 
legen es nahe, danach zu fragen, ob sich 
die Bürgerinnen und Bürger der Bundes-
republik heute weniger politisch beteili-
gen als früher und ob sich Unterschiede 
zwischen sozialen, demografischen oder 
regionalen Gruppen ergeben. Sozial in-
duzierte Ungleichheit in der politischen 
Teilhabe ist in den vergangenen Jahren 
zunehmend in der Diskussion. In demo-
grafischer Hinsicht ist insbesondere der 
Blick auf jüngere  Altersgruppen und ihr 
»Hineinwachsen« in die Demokratie von 
Interesse. Zudem stellt sich selbst fast 
drei Jahrzehnte nach der deutschen Ver-
einigung die Frage, ob die Bürgerinnen 
und Bürger in den neuen Bundesländern 
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verändert. Zum Zeitpunkt der deutschen 
Vereinigung 1990 war er in den alten 
Bundesländern am höchsten und sank 
dann wieder ab. Allerdings lag das Ni-
veau weiterhin höher als Anfang der 
1980er-Jahre. Das politische Interesse 
stieg in den vergangenen Jahren insge-
samt wieder deutlich, sodass es 2014 den 
Stand von 1990 erstmals wieder übertraf 
und mit leichten Schwankungen auch bis 
2018 auf diesem Niveau blieb. Das politi-
sche Interesse war in den alten Bundes-
ländern 2018 leicht höher als zu seinem 
Höhepunkt 1990. Der langfristige Ver-
gleich zeigt, dass heute mehr Bürgerin-
nen und Bürger am politischen Gesche-
hen interessiert sind als noch Ende der 
1960er-Jahre. So waren 1969 lediglich 
18 % stark oder sehr stark an Politik inte-
ressiert. In Ostdeutschland waren die 
Bürgerinnen und Bürger bis etwa 2010 et-
was weniger politisch interessiert als in 
Westdeutschland. Seit 2010 ist dieser Un-
terschied sehr klein. u Abb 1

in vergleichbarer Weise politisch integriert 
sind und einen ähnlich starken Zugang 
zum politischen Willensbildungsprozess 
finden wie die der  alten Bundesländer.

11.1.1 Politisches Interesse und 
 politische Partizipation
Das Interesse der Bürgerinnen und Bürger 
an Politik ist ein wichtiger Gradmesser 
dafür, inwieweit sie das politische Gesche-
hen registrieren und an ihm teilnehmen, 
das heißt, ob Politik für die Bürgerinnen 
und Bürger wichtig genug ist, um sich da-
rüber zu informieren und sich gegebenen-
falls dafür zu engagieren. Das politische 
Interesse wird durch die Frage »Wie stark 
interessieren Sie sich für Politik: sehr stark, 
stark, mittel, wenig oder überhaupt nicht?« 
bereits seit 1969 in repräsentativen Bevöl-
kerungsumfragen erfasst.

In den vergangenen Jahrzehnten hat 
sich der Anteil derjenigen, die sich stark 
oder sogar sehr stark für Politik interes-
sieren, beständig und sehr dynamisch 

Deutliche Unterschiede beim Interesse 
an der Politik zeigen sich zwischen jünge-
ren und älteren Bürgerinnen und Bürgern. 
Die 18- bis 29-jährigen West- und Ost-
deutschen sind deutlich seltener politisch 
interessiert als der Durchschnitt der Bür-
gerinnen und Bürger. Dieser Unterschied 
entstand nach 1990. Davor interessierten 
sich Jüngere nur geringfügig weniger für 
Politik. Im Durchschnitt der Jahre 1990 
bis 2018 lag der Anteil der 18- bis 29-Jäh-
rigen, die sich für Politik interessierten, 
in den alten Bundesländern 10 Prozent-
punkte und in den neuen Bundesländern 
8 Prozentpunkte unter dem jeweiligen 
Bevölkerungsdurchschnitt. In den ver-
gangenen Jahren ist der Unterschied in 
den alten Bundesländern etwas kleiner 
geworden, blieb aber 2018 mit 5 Prozent-
punkten immer noch deutlich sichtbar.

Noch größer als die Differenz zwi-
schen jüngerer Bevölkerung und Bevölke-
rungsdurchschnitt ist jene zwischen Per-
sonen mit Abitur und dem Bevölkerungs-
durchschnitt. Unter den Bürgerinnen und 
Bürgern mit Abitur lag der Anteil derje-
nigen, die sich stark oder sehr stark für 
 Politik interessierten, 2018 in den alten 
Bundesländern bei 55 % und in den neuen 
Bundesländern bei 53 %. Damit lagen 
Personen mit Abitur im Westen wie im 
Osten etwas mehr als 15 Prozentpunkte 
über dem Bevölkerungsdurchschnitt. 
Das politische Interesse ist also deutlich 
durch Alters- und Bildungsunterschiede 
geprägt, wohingegen regionale Unter-
schiede zwischen den neuen und alten 
Bundesländern kaum festzustellen sind. 
Zugleich schwankten die Unterschiede 
im politischen Inte resse zwischen der 
Gesamtbevölkerung und Bürgerinnen 
und Bürgern mit Abitur im Zeitverlauf. 
Die Differenz lag im Schnitt bei etwa 
20  Prozentpunkten. Ein Trend lässt sich 
 dabei aber nicht fest stellen. Eine Zu- oder 
Abnahme bildungsbedingter Unterschie-
de im politischen  Interesse ist seit der 
ersten Allgemeinen Bevölkerungsumfra-
ge in den Sozialwissenschaften (ALLBUS) 
1980 also nicht festzustellen. 

Politisches Interesse ist sicherlich för-
derlich für politische Beteiligung. Das 

u Abb 1 Politisches Interesse in der Bundesrepublik 1980 – 2018 — in Prozent

Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, bei Haushaltsstichproben transformationsgewichtet.
Datenbasis: ALLBUS 1980 – 2018
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Repertoire der Beteiligungsformen hat sich 
über klassische institutionalisierte Formen 
wie Wahlen hinaus in den vergangenen 
Jahrzehnten stark ausgeweitet. Neben orga-
nisatorischen Formen der Beteiligung wie 
der Mitarbeit in Parteien, Bürgerinitiativen, 
Vereinen und Organisationen nutzen Bür-
gerinnen und Bürger vermehrt Formen 
nicht institutionalisierter politischer Betei-
ligung wie die Kontaktaufnahme zu Politi-
kerinnen und Politikern, Unterschriften-
sammlungen und Demonstrationen, um 
ihren Interessen Ausdruck zu verleihen. 
Diese Arten politischer Aktivität haben 
in Deutschland seit Ende der 1950er-Jah-
re kontinuierlich zugenommen. In die-

sem Zusammenhang wurde von einer 
»partizipatorischen Revolution« gespro-
chen, mit der sich nicht nur in Deutsch-
land, sondern in allen modernen Demo-
kratien nicht institutionalisierte Formen 
der politischen Beteiligung etablierten. 

Die Anteile derjenigen, die angaben, 
an den beiden häufigsten Formen nicht 
 institutionalisierter Beteiligung – Unter-
schriftensammlungen und Demonstratio-
nen –  mitgewirkt zu haben, waren in den 
1990er-Jahren recht stabil. Seit der Jahrtau-
sendwende zeigt sich in den alten wie den 
 neuen Bundesländern eine mehr oder 
 minder als Trend verlaufende Zunahme 
von Kontakten zu Politikerinnen und 

 Politikern, sowie, noch deutlicher, der Mit-
arbeit in einer Organisation oder einem 
Verein. In den alten Bundesländern ver-
zeichnete auch die Beteiligung an Unter-
schriftensammlungen einen klaren Trend 
nach oben. Bei Politikerkontakten (2018 
etwa 20 %) und der Mitarbeit in Organisa-
tionen oder Vereinen (2018 etwa 32 %) gab 
es keine Unterschiede zwischen den alten 
und den neuen Bundesländern. Auch bei 
den anderen Formen der Beteiligung wie 
die Beteiligung an Unterschriftensamm-
lungen, Demonstrationen oder Parteien 
beziehungsweise Bürgerinitiativen waren 
die Unterschiede eher marginal und wei-
sen kein systematisches Muster auf. u Abb 2

Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit.
Datenbasis: European Social Survey 1– 9 (2002 – 2018)

u Abb 2 Nicht institutionalisierte und organisatorische Formen der Beteiligung 2002 – 2018 — in Prozent
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Etwa eine beziehungsweise einer von 
fünf Bürgerinnen und Bürgern hatte 2018 
in den vergangenen zwölf Monaten eine 
Politikerin oder einen Politiker kontak-
tiert. Mehr als jede / jeder Dritte hatte 
sich an einer Unterschriftensammlung 
beteiligt und etwa jede / jeder Zehnte an 
einer Demonstration. Bei den institutio-
nalisierten Beteiligungsformen wie der 
Mitarbeit in Parteien und Bürgerinitiativen 
lagen die Anteile bei etwa 5 %. 

Werden die Werte zwischen Ost und 
West, zwischen Menschen mit und ohne 
Hochschulabschluss sowie zwischen Jün-
geren und Älteren 2018 verglichen, waren 
die regionalen Unterschiede am gerings-
ten und nahezu vernachlässigbar. Die  
politische Integration und Teilhabe wa-
ren in den neuen und alten Bundeslän-
dern gleich hoch ausgeprägt. Dasselbe 
lässt sich allerdings nicht für die Unter-
schiede zwischen Bildungsgruppen sagen. 
Hier zeigt sich bei allen Formen der Be-
teiligung eine sehr viel stärkere Beteili-
gung von Menschen mit Hochschulab-
schluss. Der Unterschied zwischen den 
Bildungsgruppen lag 2018 bei der Arbeit in 
Vereinen und Organisationen sowie bei 
der Beteiligung an Unterschriftensamm-
lungen bei 16 Prozentpunkten, bei der 
Kontaktaufnahme mit Politikerinnen 
und Politikern waren es 10 Prozentpunk-
te, bei Demonstrationsteilnahmen 9 Pro-
zentpunkte und bei der Mitarbeit in Par-
teien oder Bürgerinitiativen lagen Bürger 
und Bürgerinnen mit einem Hochschul-
abschluss 4 Prozentpunkte vorn. u Abb 3

Der Vergleich zwischen jüngeren Bür-
gerinnen und Bürgern im Alter von 18 
bis 29 Jahren und Älteren ab 30 Jahren 
zeigt, dass es über die verschiedenen For-
men der Beteiligung hinweg keinen allge-
meinen Unterschied zwischen den beiden 
Gruppen gab. Es waren nicht immer die 
Jüngeren, die sich stärker beteiligten, 
vielmehr kam es auf die Art der Beteili-
gung an. Demonstrationen als Mittel der 
Beteiligung wurden 2018 in den letzten 
zwölf Monaten von 13 % der Jüngeren ge-
nutzt, aber nur von 9 % der Älteren und 
auch bei der Unterschriftensammlung 
war die Beteiligung der Jüngeren leicht 

u Abb 3 Nicht institutionalisierte und organisatorische Formen der Beteiligung  
nach Bildung, Region und Alter 2018 — in Prozent

Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit. 
Datenbasis: European Social Survey 9, 2018 
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